
 

 

 

 

 

 
Geschäftsverzeichnisnr. 6267 

 
 

Entscheid Nr. 20/2016 
vom 3. Februar 2016 

 
 

 

E N T S C H E I D 
_________ 

 

 

 In Sachen: Klage auf Nichtigerklärung des Gesetzes vom 2. Juni 2015 « zur Abänderung 

des Gesetzes vom 4. Dezember 2007 über die Sozialwahlen, des Gesetzes vom 20. September 

1948 zur Organisation der Wirtschaft und des Gesetzes vom 4. August 1996 über das 

Wohlbefinden der Arbeitnehmer bei der Ausführung ihrer Arbeit », erhoben von Alain Bartier. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, beschränkte Kammer, 

 

 zusammengesetzt aus dem Präsidenten J. Spreutels und den referierenden Richtern 

J.-P. Snappe und L. Lavrysen, unter Assistenz des Kanzlers F. Meersschaut, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

* 

*       * 
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  I.  Gegenstand der Klage und Verfahren 
 
 Mit einer Klageschrift, die dem Gerichtshof mit am 9. Oktober 2015 bei der Post 
aufgegebenem Einschreibebrief zugesandt wurde und am 12. Oktober 2015 in der Kanzlei 
eingegangen ist, erhob Alain Bartier Klage auf Nichtigerklärung des Gesetzes vom 2. Juni 
2015 « zur Abänderung des Gesetzes vom 4. Dezember 2007 über die Sozialwahlen, des 
Gesetzes vom 20. September 1948 zur Organisation der Wirtschaft und des Gesetzes vom 
4. August 1996 über das Wohlbefinden der Arbeitnehmer bei der Ausführung ihrer Arbeit » 
(veröffentlicht im Belgischen Staatsblatt vom 22. Juni 2015). 
 
 
 Am 21. Oktober 2015 haben die referierenden Richter J.-P. Snappe und L. Lavrysen in 
Anwendung von Artikel 71 Absatz 1 des Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den 
Verfassungsgerichtshof den Präsidenten davon in Kenntnis gesetzt, dass sie dazu veranlasst 
werden könnten, dem in beschränkter Kammer tagenden Gerichtshof vorzuschlagen, einen 
Entscheid zu erlassen, in dem festgestellt wird, dass die Nichtigkeitsklage offensichtlich 
unzulässig ist. 
 
 Die Vorschriften des vorerwähnten Sondergesetzes vom 6. Januar 1989, die sich auf das 
Verfahren und den Sprachengebrauch beziehen, wurden zur Anwendung gebracht. 
 

 

  II.  Rechtliche Würdigung 

 

(...) 

 

 B.1.  Kraft Artikel 6 des Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den 

Verfassungsgerichtshof muss eine Klageschrift eine Darlegung des Sachverhalts und der 

Klagegründe enthalten. 

 

 Um den Erfordernissen nach Artikel 6 des Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den 

Verfassungsgerichtshof zu entsprechen, müssen die in der Klageschrift vorgebrachten 

Klagegründe angeben, welche Vorschriften, deren Einhaltung der Gerichtshof gewährleistet, 

verletzt wären und welche Bestimmungen gegen diese Vorschriften verstoßen würden, und 

darlegen, in welcher Hinsicht diese Vorschriften durch die fraglichen Bestimmungen verletzt 

würden. Diese Erfordernisse liegen einerseits darin begründet, dass der Gerichtshof ab der 

Einreichung der Klageschrift in der Lage sein muss, die genaue Tragweite der Nichtigkeitsklage 

zu bestimmen, und andererseits in dem Bemühen, die anderen Verfahrensparteien in die Lage zu 

versetzen, auf die Argumente der Kläger zu antworten, wozu eine klare und eindeutige 

Darlegung der Klagegründe erforderlich ist. 



 3 

 

 B.2.  In Ermangelung einer klaren und eindeutigen Darlegung der Klagegründe kann der 

Gerichtshof nicht die genaue Tragweite der Nichtigkeitsklage bestimmen. 

 

 B.3.  Die Nichtigkeitsklage ist offensichtlich unzulässig. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof, beschränkte Kammer, 

 

 einstimmig entscheidend, 

 

 weist die Nichtigkeitsklage zurück. 

 

 Erlassen in französischer, niederländischer und deutscher Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 3. Februar 2016. 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

F. Meersschaut J. Spreutels 

 


